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‘In dem Sozialrechtsstreit

o, oooooooooooo ooooocoo'nooonoooooaooooooooooooooannoocoooa ooooo ooocooo

Klägerin und Revisionsklägerin;

g e g e n

hat der 30 Senat des Bundessozialgerichts am 270 November 1963 unter
Mitwirkung

C des Senatspräsidenten Prof° Dr° B o g s
’

_ ‚
als Vorsitzenden,

sowie
„.. _ Vder Bundesrichter

r
R i c h t e r

und _:w„_„Dri L a'n g k e i t

beschlossen:

Die Sprungrevision der Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts

Itzehoe vom 130 Dezember 1962 wird als unzulässig verworfen°

Die Klägerin hat dem Beigelaäenen die außergerichtlichen Kosten des

Revisionsverfahrens zu erstatteno

G r ggg;d„e

Die beklagte Landesversicherungsanstalt (LVA) hatte dem Beigeladenen
Rmaäraf: (Re) durch Bescheid vom 200 Januar 1959 Rente wegen Berufs—

unfähigkeit (BU—Rente) vom 15„ Oktober 1958 an zugebilligt, die siéh

vom 10 Januar 1961 an auf monatlich 167,20 DM und vom 10 Januar 1962
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f auf monatlich 174,60 DM berechnete° Am31° August 1961 er—

krankte R und _erhielt von der klagenden Allgemeinen Orts—

krankenkasse (AOK1 wegen Arbeitsunfähigkeit in der Zeit vom

1° Oktober 1961 b:- s zum 5 März 1962 Krankengeld bzw Haus—

geld in Höhe von insgesamt 1.003,40 DM° bntsprechend dem An-

trag des Beigeladenen R° vom 4° Oktober 1961 auf Gewährungg

von Erwerbsunfähigkeitsrente (EU—■ente) wandelte die beklag—
;te LVA durch Bescheid vom 28° Februar 1962 - zugestellt am

3„ März 1962- die BU-■ente mit Wirkung vom 1„ Oktober 1961
lin eine Rente wegen Erwerbsunfähigkeit um (@@1247, 1253 Abs°

2 der Reichsversicherungsordnung — RVG —)° Diese Rente betrug
monatlich 224,—- DM, so daß sich gegenüber der bisherigen Ren—

te für das Jahr 1961 eine Erhöhung um monatlich 56, 80 DM und

_für das Jahr 196'2 um 49, 40 DM ergab°

Die klagende AOK vertritt die Auffassung, ihr stehe gegen die

LVA nach 5 183 Abs° 3 Satz 2 EVOeine Ersatzforderung aus dem
Rentenanspruch des Versicherten in Höhe von 1,003,4O DM zu°
Da die beklagte LVA die Ersatzfordérung nur in Höhe von
318,60 DM (Differenz zwischen der dem Versicherten für die

Zeit vom 11 Oktober 1961 bis zum 31° März 1962 bewilligten
BU—Rénte und EU—Rente) anerkannte und diesen Betrag an die

Klägerin abführte, erhob diese Klage mit dem Antrag,

die Beklagte zur Zahlung eines Ersatzbe-

trages in Höhe von 684,80 DM zu verurtei-
len°

'Das Sozialgericht (SG) sah die Forderung als.uhbegründet an
‘ und wies die Klage durch Urteil vom 13. Dezember 1962 ab Es

ließ die Berufung im Urteilstenor zu und führte in den Ent—
scheidungsgründen dazu aus: "Soweit die Berufung gegen die—

ses Urteil nicht ohnehin nach @ 143 des Sozialgerichtsgeset—

lzes (SGG) zulässig sein sollte, war sie_gemäß 5 150 Abs°
‚(richtig: Nr°) 1 SGGdennoch wegen der grundsätzlichen Bedeu—

tung des RechtSStreits zuzulassen."

Die mit Einwilligung der Beklagten eingelegte Sprungrevisiong

der Klägerin ist nicht statthaft. Die Möglichkeit einer Sprung-
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revision ist nach der ständigen Rechtsbrechung.des Bundessozial—

gerichts - BSG—1(BSG1, 69 und 111; 1,135; }, 276; 5, 140) nur
dann gegeben, wenn das Urteil des SG "nach 5 150 SGG" mit der Be—

rufung anfechtbar ist (5 161'SGG)° Die Sprungrevision ist daher
grundsätzlich nicht zulässig, wenn die Berufung gegen das Urteil“

des SG schon nach 5 143 SGG gegeben ist, weil Berufungsausschlie—

ßungsgründe (55 144 bis 149 SGG)nicht vorliegen, Im vorliegenden
Rechtsstreit handelt es sich um die Geltendmachung eines nach der

Meinung der Klägerin auf sie kraft Geset2es übergegangéneh Renten—

anspruchs des_Beigeladenen für die Zeit vom 1, Oktober 1961 bis

zum 5, März 1962, also für mehr als 13 Wochen, Die Berufung ist

daher nach richtiger Meinung nicht nach @ 144 Abs° 1 Nr, 2 SGG
ausgeschlossen, vielmehr nach 5 143 SGG zulässig, so daß nach der

angeführten Rechtsprechung (BSG 1, 69u,a° Entsch,) die Sprungre—

vision nicht statthaft ist° '

Nun besteht zwar nach der Entscheidung des Senats vom 21° Dezem-

ber 1955 (BSG 2, 135), der sich der 4° und der 7, Senat angeschlos—

sen haben (BSG 3, 276; 5, 140; SozR_SGG 5 161 Bl° Da 3 Nr° 8), un-
ter dem Gesichtspunkt des VertrauenssChutzes eine Ausnahme von die—

sem Grundsatz, wenn das SG rechtsirrtümlich die Berufung nach den

Vorschriften der 55 144 bis 149_SGGfür ausgeschlossen gehalten
und sie deshalb nach 5 150 SGG zugelassen hat° Im vorliegenden

_
Rechtsstreit hat das SG die Berufung wegen der grundsätzlichen Be-

deutung der Rechtssache nach 9 150 Abs, 1 SGG aber nur vorsorglich
zugelassen für den Fall, daß sie nicht ohnehin nach % 143 SGG zu-

‘lässig sein sollte. Es wollte damit, weil es die Zulässigkeit der

Berufung nicht als zweifelsfrei ansah, den Beteiligten unter allen
Umständen die Möglichkeit eröffnen, eine Entscheidung dgg_ßggg—
£ungsgerichtg herbeizuführeri° Gegen eine solche Zulassung bestehen

in Fällen, in denen es +awie hier — zweifelhaft ist, ob die Beru-

fung nach den @@144 bis 149 SGG ausgeschlossen ist, grundsätzlich

keine Bedenken° Der Schutz des Vertrauens auf die Richtigkeit der
Entscheidung des SG über die Zulassung der Berufung und damit die

Eröffnung des Weges zur Sprungrevision ist aber nicht begründet,

wenn sich bereits aus der Form der Zulassung —
hier Eventualzulas—“

sung — Zweifel an der Unzulässigkeit der Berufung nach 55 144 bis

149 SGG und damit an der Statthaftigkeit an der SprunreviSion er—
. _g4 _
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geben„ In einem solchen Falle handelt der Beteiligte, der

Statt der nach demUrteil des so unzweifelhaft - nämlich ent—
weder schon kraft C-esetzes oder kraft Zulassung — statthaften_

Berufung die Sprungrevision wählt, auf eigene Gefahr; die Un—_

sicherheit der Rechtslage, die aus der Eventualzulassung der

Berufung insbesondere für Versicherungsträger unschwer zu er-
kennen war, geht zu seinen Lasten, Wenn

er statt der * dank

der fürsorglichen EventuelzulaSsung des SG — in jedem Falle

statthafteh Berufung die bei zutreffender rechtlicher Beur—
Vtcilung unzulässige Sprungrevision wählt Der in der

angeführ—

ten Rechtsprechung des BSG aufgestellte Grundsatz des Vertrau—

ensschutzes bei Einlegung der Sprungrevision im Falle der Zu-'
lässung der Berufung findet somit bei der hier vorliegenden

ausdrücklich nur hilfsweise ausgesprochenen Zulassung der Be—

rufung keine Anwendung° Die ■ventualzulassung der Berufung

vermag die Statthaftigkeit der Sprungrevision nicht zu begrün—

den, wenn die Berufung schon kraft Gesetzes zulässig ist (vgl.°

zu den Grenzen des Vertrauensschutzes auch BSG 8, 84);

‘Die SprungreviSion der.Klägerin ist deshalb als unzulässig
zu

verwerfen (@ 169 SGG)° ' '

Die Kostenentscheidung beruht auf @193 ses°
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